
Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

der Vorschlag des Arbeitsministers zur Grundrente
ist ein erster Schritt zur Eindämmung von Altersar-
mut. Hierbei geht es um mehr: um Respekt vor dem
Alter. Denn auch die jetzt Alten haben zur demokra-
tischen Gestaltung der Gesellschaft ihren Beitrag
geleistet. Zu leicht wird vergessen, dass jeder eimal
zur Generation der „Alten“ gehören und den Res-
pekt - zurecht - einfordern wird.
Doch sollte die Grundrente nur ein erster Schritt zur
Begrenzung der Altersarmut sein.

Die sozialen Schwächen des Arbeitsmarktes sind
Schwächen unserer Gesellschaft. Sie benötigen
dringend eine Veränderung, die die Politik nicht  her-
beiführen kann oder will.

So werden unsere Exportüberschüsse  mit dem
größten Niedriglohnsektor  in Europa erwirtschaftet.
Über prekäre Arbeitsbeitsplätze und  Minijobs wird
Wettbewerb auf Kosten und zu Lasten der Beschäf-
tigten forciert. Die Ergebnisse wirtschaftlichen Er-

folgs erreichen weder Alleinerziehende noch Kinder-
reiche, vor allem nicht Frauen, die aufgrund von Er-
ziehungsaufgaben nur einer Teilzeitbeschäftigung
nachgehen. Sie  werden weiterhin zu denjenigen ge-
hören, die auch im Alter am Rande unserer Wohl-
standsgesellschaft leben.

Eine restriktive Rentenpolitik ist ein weiterer Bau-
stein zur Altersarmut... Sogenannte „Reformen“ ha-
ben die soziale Statik der Rentenversicherung nach

haltig beschädigt. Der politisch verordnete Sinkflug-
des Rentenniveaus hat neben finanziellen auch zu
großen Vertrauensverlusten geführt. Die Abkoppe-
lung von den Löhnen verstärkte den Abwärtstrend.
Mit der gesetzlichen Fixierung der Beitragspriorität
wurden Verluste legitimiert und die Arbeitgeber zu
Lasten der Versicherten begünstigt. Steigende An-
teile bei der Besteuerung von Renten bilden den
momentanen Schluss. Fehler, die im Zuge der Ries-
ter-Reformen gemacht wurden, wollen wir nicht be-
handeln, sondern uns dem neuen Vorschlag und da-
mit der Diskussion zur Bedürftigkeitsprüfung zuwen-
den.

Denn, als Folge der sogenannten „Reformen“ liegen
die Rentenzahlbeträge bei den Beziehern kleiner
Einkommen bereits unterhalb  der Grundsicherung.
Es sind Renten die
nicht zum Leben rei-
chen. Infolge dieser-
politisch geduldeten -
Versorgungslücken
führt der Weg in vielen
Fällen auch nach le-
benslanger Vollzeitar-
beit direkt zum Sozial-
amt.

Ein kaum erträglicher
Zustand.  Der Arbeits-
minister hat aus diesem Grund ein Konzept vorge-
legt, das diesen Weg ausschliesst.

Der Anspruch ist an Voraussetzungen gebunden,
deren Details auf den ver.di Internetseiten in SOPO-ver.di Internetseiten in SOPO-ver.di Internetseiten in SOPO-
aktuellaktuellaktuell  Nr. 279 und 281  Nr. 279 und 281  Nr. 279 und 281 nachzulesen sind.

Über die Bedürftigkeitsprüfung hat sich ein Koaliti-
onsstreit entzündet, der inzwischen Medien und Ge-
sellschaft beschäftigt.

ver.di Senioren lehnen eine Bedürftigkeits prü-ver.di Senioren lehnen eine Bedürftigkeits prü-ver.di Senioren lehnen eine Bedürftigkeits prü-
fung aus guten Gründen ab.fung aus guten Gründen ab.fung aus guten Gründen ab.
Es sollte Anspruch der Gesamtgesellschaft sein,
auch künftigen Rentnergenerationen ein Alter in
Würde zu ermöglichen. Wenn Menschen nach lan-
gem Arbeitsleben in die Abhängigkeit eines staatli-
chen Fürsorgesystems entlassen werden, steht die-
se Würde in Frage. Rentner*innen würden zu Bitts-
tellern des Staates und einer Bedürftigkeitsprüfung
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ausgesetzt, die ihrer Lebensleistung nicht gerecht
wird. Sie haben  im Vertrauen auf ihre Absicherung
im Alter Beitragsleistungen erbracht und ihre Ar-
beitskraft unter schwierigen Bedingungen der Ge-
sellschaft zur Verfügng gestellt.

Vor allem Frauen werden um die Anerkennung ihrer
Arbeit  betrogen. Die Bedürftigkeitsprüfung belegt,
dass unsere Gesellschaft einer Frau keine eigen-
ständige Lebensleistung zuordnet. Existiert Frau al-
so nur in Abhängigkeit vom Mann? Dieses Frauen-
bild wäre kaum mehr zu vermitteln, es ist überholt.
Frauen sind unabhängige und leistungsfähige Mit-
glieder der Gesellschaft. Auch die wiederholt in Bei-
spielen angeführte „Zahnarztgattin“ hat ebenfalls
nach entsprechenden Arbeits-und Beitragsjahren ei-
nen Anspruch erworben, der unabhängig vom Part-
nereinkommen zu bewerten ist.

Vor allem gilt:  Rente ist keine SozialleistungRente ist keine SozialleistungRente ist keine Sozialleistung... Sie
leitet sich ab aus Beiträgen und begründet damit ei-
nen Rechtsanspruch des VersichertenRechtsanspruch des VersichertenRechtsanspruch des Versicherten... Dieser An-
spruch hat auch dann Bestand, wenn eine Aufwer-
tung der Rente durch die Politik erfolgt. Nur so bleibt
das System der Rentenversicherung erhalten.

Dazu äußerte sich Frank Bsirske in einer Pressemit-
teilung und betonte, ver.di stelle sich voll hinter die
Grundrenten-Initiative des Bundesarbeitsministers
Heil. Diese ziele darauf, die Rente nach Mindestein-
kommen fortzuführen, die es zur Vermeidung von
Armutsrisiken im Alter bis 1992 auch unter CDU-ge-
führten Regierungen schon einmal gab.

Die Politik hatte bisher wenig Skrupel gesamtgesell-
schaftliche Leistungen aus Beitragsmitteln der Ren-
tenversicherung zu finanzieren. Letztes Beispiel: die
Mütterrente, deren soziale Berechtigung unbestrit-
ten ist. Diese Rente wird auch Frauen gezahlt, die

nie Beiträge entrichtet haben und wird –- ohne jedeohne jedeohne jede
BedürftigkeitsprüfungBedürftigkeitsprüfungBedürftigkeitsprüfung -  ausgezahlt.

Das bedeutet: : : der Anspruch der Zahnarztgattin“ ist
in diesem Fall selbstverständlich... Wir Senior*innen
fragen aber, warum ausschliesslich die Beitagszah-
ler der Rentenversicherung jährlich mit vielen Milliar-
den eine Erziehungsleistung honorieren, die im Inte-
resse der Gesamtgesellschaft liegt? Politiker, Beam-
te und alle, die sich über Standesversorgungssyste-
me absichern können, bleiben von der Mitfinanzie-

rung verschont.

Wir Senior*innen ver-
treten die Auffassung,
dass die Mütterrente
auch aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht
zwingend steuerfinan-
ziert werden muss.
Die hier fehlerhaft fi-
nanzierten Milliarden
könnten beispielswei-
se die Finanzierung
der Grundrente mess-
bar erleichtern.

VVVer.di Senior*innen
fordern eine Politik,
die staatliche Hilfen
für Rentner*innen

überflüssig macht. Erst wenn Altersarmut keine
Chance hat, erfüllen wir den Verfassungsauftrag
des sozialen Wohlfahrtstaates.

Wir fordern eine aktive Arbeitsmarktpolitik und an
der Produktivität ausgerichtete Einkommen und  und  und eine
Rentenpolitik, die Respekt vor erbrachter Leistung
erkennen lässt. Denn dann könnte die Finanzierung
der Grundrente überschaubar bleiben.

Altersarmut und sinkende Renten sind in unseremAltersarmut und sinkende Renten sind in unseremAltersarmut und sinkende Renten sind in unserem
leistungsfähigen Land ein Skandal.leistungsfähigen Land ein Skandal.leistungsfähigen Land ein Skandal.
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